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Reform der Landesverfassung / „Recht auf gute Verwaltung“ 

 
 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben vom 8. August 2013 hatte ich dem Sonderausschuss vorgeschlagen, 

ein „Recht auf gute Verwaltung“ in die Landesverfassung aufzunehmen. Mit Bedauern 

habe ich daher zur Kenntnis genommen, dass sich der Sonderausschuss gegen eine 

Aufnahme eines „Rechts auf gute Verwaltung“ als Staatsziel entschieden hat. Ich 

kann jedoch nachvollziehen und verstehen, dass die Anzahl der Staatsziele gering 

gehalten werden soll und daher eine gewisse Skepsis besteht, hier einer Ausweitung 

zuzustimmen.  

 

Mit Nachdruck möchte ich jedoch dafür plädieren, ein „Recht auf gute Verwaltung“ in 

den bestehenden Art. 45 der Landesverfassung zu implementieren. Hierfür unterbreite 

ich Ihnen zunächst einen Textvorschlag und füge sodann eine allgemeine Begrün-

dung für die grundlegende Idee an. Eine Begründung für den konkreten Wortlaut folgt 

an dieser Stelle noch nicht. Die neuen Textpassagen habe ich kursiv gekennzeichnet. 
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Textvorschlag:  

 

Artikel 45 der Landesverfassung (neu) 

Gesetzesvorrang, Verwaltungsorganisation, Verwaltungshandeln 
 
(1) Die Verwaltung ist an Gesetz und Recht gebunden. 
 
(2) Die Organisation der Verwaltung sowie die Zuständigkeiten und das Verfahren 
     werden durch Gesetz bestimmt. 
 
(3) Die Behörden im Lande Schleswig-Holstein behandeln Angelegenheiten von  
     Einwohnerinnen und Einwohnern unparteiisch, gerecht und innerhalb ange- 
     messener Frist. Dies umfasst insbesondere 
 

a) die Anhörung der betroffenen Person, bevor ihr gegenüber eine für sie nach-  
    teilige individuelle Maßnahme getroffen wird, 

 
     b) die Gewährung des Zuganges für jede Person zu den sie betreffenden Akten 
         unter Wahrung des berechtigten Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- 
         und Geschäftsgeheimnisses 
      
     c) die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen. 
 
(4) Die Einrichtung der Landesbehörden obliegt der Landesregierung. Sie kann diese  
      Befugnis übertragen. 
 
Begründung: 
 
Die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes stehen von der Geburt bis zum Tod mit 

der Verwaltung einer besonders engen Beziehung. Fast alle wichtigen Entschei-

dungen im Leben können nur getroffen und umgesetzt werden, wenn zuvor, parallel 

oder im Anschluss Verwaltungsbehörden diese Entscheidungen durch einen 

Rechtsakt begleiten. So sind z. B. der Bau eines Hauses, das Fahren mit dem Auto, 

die Aufnahme einer Arbeit, der Erhalt von staatlichen Leistungen, Heirat, der Besuch 

von Kindergarten oder Schule ohne ein Verwaltungshandeln nicht möglich. Dies 

bedeutet aber auch, dass die Bürgerinnen und Bürger zwingend auf eine funktionier-

ende und bürgernahe Verwaltung angewiesen sind, um ihre Lebensgrundlage zu 

sichern und um in jeder Hinsicht am gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu können. 

Für mich steht daher außer Frage, dass es bereits in der Verfassung Normen geben 

muss, die für die Verwaltung einen Rahmen vorgeben, damit diese ihre so 
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bedeutsame, oft existenzsichernde Aufgabe im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 

erfüllt. 

 

Ein Blick auf die Entwicklungen in den letzten Jahren innerhalb der Verwaltungen 

zeigt jedoch, dass diese ihre Arbeitsweise aus Kostengründen zu einseitig auf ihre 

eigenen Interessen ausrichten. So erfolgt z. B. die Beratung der Bürgerinnen und 

Bürger zunehmend über das Internet oder Callcenter. Für eine persönliche Beratung 

beim zuständigen Mitarbeiter steht immer weniger Zeit zur Verfügung, obwohl wegen 

der ständig komplizierter werdenden Gesetzesmaterie der Beratungsbedarf deutlich 

gestiegen ist. Entscheidungen werden von den Verwaltungen häufig zu knapp oder 

auch gar nicht begründet. Immer öfter werden hierbei die Argumente der Bürgerinnen 

und Bürger übergangen bzw. wird auf die konkrete Lebenssituation nur unzureichend 

eingegangen. Im Ergebnis können die Bürgerinnen und Bürger daher in vielen Fällen 

ihre Rechte nicht wahrnehmen und ihre Ansprüche nicht durchsetzen. Auch dies 

bedeutet für mich, dass bereits in der Verfassung Regelungen getroffen werden 

müssen, die es der Verwaltung zur Aufgabe machen, die Interessen der Bürgerinnen 

und Bürger unseres Landes zwingend zu berücksichtigen. Verwaltungen sind in der 

Regel Dienstleister für die Bürgerinnen und Bürger. Über diesen Aspekt wird oft 

gesprochen, die Umsetzung in der Praxis ist jedoch unzureichend. 

 

Die Europäische Union hat diese Gesamtproblematik erkannt und bereits vor einigen 

Jahren die Gelegenheit genutzt, in Artikel 41 der Charta der Grundrechte ein „Recht 

auf gute Verwaltung“ zu verankern (zum Text vergleichen Sie bitte die Anlage 1). 

Anzumerken ist, dass der Artikel 41 der Charta, dem Artikel II-101 der Verfassung der 

Europäischen Union entspricht. Ich möchte auch erwähnen, dass die Europäische 

Union anschließend unter maßgeblicher Beteiligung des Europäischen Bürger-

beauftragten im Jahre 2005 den Europäischen Kodex für gute Verwaltungspraxis 

(siehe Anlage 2) beschlossen hat. Ziel der Europäischen Union ist es, den 

Bürgerinnen und Bürgern Europas konkret zu verdeutlichen, was sie von der 

europäischen Verwaltung erwarten dürfen. Nach meiner Ansicht sollte diese Idee 

auch in Schleswig-Holstein in einzelnen Schritten umgesetzt werden, zumal die 

Kontaktdichte zu den Verwaltungen vor Ort deutlich größer ist, als zur europäischen 
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Verwaltung. Lassen Sie uns mit einer entsprechenden Verfassungsänderung be-

ginnen. Es wäre bedauerlich, wenn das Verhältnis zwischen Bürgerinnen und Bürger 

und der europäischen Verwaltung bürgernäher und bürgerfreundlicher geregelt wäre 

als das Verhältnis zu den Verwaltungen im Lande. 

 

Für Rückfragen und Erläuterungen stehe ich gerne, auch in einem persönlichem 

Gespräch, zur Verfügung. 

 

 Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

 Birgit Wille 

    

 

 

 

 

 

 

 

  




















































